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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Post und Telekommunikation (17. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Gerhard Jüttemann, Wolfgang Bierstedt, 
Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/3221 - 


Nachbesserung der Tarifstrukturreform der Deutschen Telekom AG 


A. Problem 

Die antragstellende Gruppe kritisiert die Verteuerung des Tele- 
fontarifs im Orts- und Nahbereich durch die Tarifstrukturreform 
der Deutschen Telekom AG zum 1. Januar 1996. Insbesondere 
seien soziale Gruppen und Bedürftige besonders betroffen, woge- 
gen Großkunden Preisnachlässe bis zu 43 % in Abhängigkeit von 
ihrem Verkehrsvolumen erhalten sollen. Die Bundesregierung 
wird aufgefordert, sich für eine sozialverträgliche Nachbesserung 
der von der Deutschen Telekom AG vorgelegten Tarifstruktur- 
reform einzusetzen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 



Drucksache 13/4430 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/3221 - abzulehnen. 

Bonn, den 17. April 1996 

Der Ausschuß für Post und Telekommunikation 

Arne Börnsen (Ritterhude) Elmar Müller (Kirchheim) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Hans Martin Bury 

Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4430 


Bericht der Abgeordneten Elmar Müller (Kirchheim) und Hans Martin Bury 


I. Verlahrensgang 

Der Antrag - Drucksache 13/3221 - wurde vom Deut- 
schen Bundestag in seiner 77. Sitzung am 7. Dezem- 
ber 1995 zur Beratung an den Ausschuß für Post und 
Telekommunikation überwiesen. 

Der Ausschuß für Post und Telekommunikation hat 
den Antrag in seiner 17. und 19. Sitzung am 
28. Februar 1996 bzw. am 17. April 1996 beraten. 

II. Beratung im Ausschuß 

Bei der Beratung des Antrages am 28. Februar 1996 
hoben die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. her- 
vor, daß das erklärte Ziel der Strukturreform der Tele- 
fontarife zum 1. Januar 1996 insbesondere eine stär- 
kere Markt- und Kostenorientierung bei der Tarif- 
gestaltung gewesen sei. Dies sollte u. a. durch ein 
einnahmeneutrales Rebalancing geschehen, welches 
aus einer Anhebung der zur Zeit kostenunterdecken- 
den Tarife für Orts-/Nahverbindungen und einer 
Absenkung der augenblicklich zu hohen Tarife für 
Fernverbindungen bestehe. Die Deutsche Telekom 
AG habe in ihrem Tarifvorschlag vom 16. Dezember 
1993 auch die besonderen Tarife aus sozialen Grün- 
den neu gestaltet. Dabei sollen durch die Verein- 
heitlichung der Voraussetzungen für die Sozialtarif- 
berechtigung sowie durch die Reduzierung des 
Grundpreises für Sozialanschlüsse die soziale Kom- 
ponente der Telefontarife gestärkt sowie deren 
Anwendung vereinfacht werden. Alle Berechtigten 
würden dann nur noch eine Grundgebühr von 9 DM 
statt 19,60 DM zahlen. Besonders betroffene und auf 
das Telefon angewiesene Gruppen, wie die Blinden, 
Gehörlosen und Sprachbehinderten, würden ab dem 
1. Januar 1996 nur noch 5 DM monatlich zahlen. Die 
Deutsche Telekom AG habe errechnet, daß durch 
die neuen Sozialtarife die Einnahmen in diesem 
Bereich um weitere 100 Millionen, um dann insge- 
samt 300 Millionen DM pro Jahr, gemindert würden. 
Die Deutsche Telekom AG habe im Nachgang zu der 
Sitzung des Regulierungsrates am 4. Dezember 1995 
angekündigt, daß sie so schnell wie möglich allen 


Kunden Rabatte auf eine limitierte Anzahl von 
individuellen Zielrufnummern - einen sogenannten 
„Friends and Famüy“ -Tarif anbieten werde. Dabei 
sei allerdings darauf hinzuweisen, daß die Umset- 
zung dieser Pläne vom Digitalisierungsgrad des Tele- 
fonnetzes abhängig sei. Nach heutigem Stand 
könnte das neue Angebot sukzessive ab Ende 1996 
bzw. Anfang 1997 eingeführt werden. Im weiteren 
wies die Fraktion der CDU/CSU darauf hin, daß die 
im Antrag angesprochenen Preisnachlässe für Ge- 
schäftskunden von bis zu 43 Prozent in Abhängigkeit 
vom Verkehrsvolumen die Ausnahme seien. Preis- 
nachlässe in dieser Größenordnung könnten nur 
unter ganz bestimmten Sonderfällen erreicht werden. 
Die Fraktion der SPD erklärte, daß sie den Ausschuß 
für Post und Telekommunikation nicht als das rich- 
tige Gremium für die Behandlung der Telefontarif- 
struktur der Deutschen Telekom AG halte. Hierfür 
sei der Regulierungsrat zuständig. Eine inhaltliche 
Diskussion des vorliegenden Antrages sei daher in 
diesem Gremium abzulehnen. Der Vertreter der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vertrat die Auf- 
fassung, daß der vorliegende Antrag in die richtige 
Richtung zeige und prinzipiell unterstützt werden 
könnte. Er könne jedoch gegenwärtig kein positives 
Votum abgeben, da im Postregulierungsrat ein eige- 
ner Antrag vorläufig zurückgestellt worden sei bis 
ein internationaler Vergleich der Telefontarife auf 
dem Tisch hege. Daraufhin hat der Ausschuß be- 
schlossen, die Beratung des Antrages fortzusetzen, 
sobald der internationale Vergleich der Telefontarife 
vorliege. 

III. Ausschußempfehlung 

In seiner Sitzung am 17. April 1996 hat der Ausschuß 
für Post und Telekommunikation den Antrag ab- 
schließend beraten und mit den Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P, der Fraktion der 
SPD und der Stimme des Vertreters der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme des 
Vertreters der Gruppe der PDS dem Deutschen Bun- 
destag empfohlen, ihn abzulehnen. 


Bonn, den 17. April 1996 

Elmar Müller (Kirchheim) Hans Martin Bury 

Berichterstatter Berichterstatter 
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